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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 


Entwurf eines Achten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatengesetzes 
(Einführung einer besonderen Altersgrenze für 
Offiziere des militärfachlichen Dienstes und der 
Stabs- und Oberstabsfeldwebel) 


mit Begründung und Kostendarstellung (Anlage 1) mit der Bitte, 
die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Verteidigung. 

Der Bundesrat hat in seiner 330. Sitzung am 15. November 1968 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen 
den Entwurf keine Einwendungen zu erheben (Anlage 2). 
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Anlage 1 


Entwurf eines Achten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatengesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Soldatengesetzes 

Das Soldatengesetz vom 19. März 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 114), zuletzt geändert durch das Fünfte 
Gesetz zur Änderung beamtenrechtlicher und besol- 
dungsrechtlicher Vorschriften vom 19. Juli 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 848), wird wie folgt geändert 
und ergänzt: 

1. § 35 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Erleidet ein Soldat anläßlich der ord- 
nungsgemäßen Wahrnehmung von Rechten oder 
Erfüllung von Pflichten nach den Absätzen 1 bis 4 
durch einen Unfall eine gesundheitliche Schädi- 
gung, die im Sinne der Vorschriften des Soldaten- 
versorgungsgesetzes ein Dienstunfall oder eine 
Wehrdienstbeschädigung wäre, so finden diese 
Vorschriften entsprechende Anwendung." 

2. § 45 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden die Worte „in den 
Dienstgraden eines Feldwebels, Oberfeld- 
webels und Hauptfeldwebels" gestrichen. 

b) Hinter Nummer 2 wird der Punkt durch ein 
Komma ersetzt und folgende Nummer 3 an- 
gefügt: 

„3. für die Offiziere des militärfachlichen 
Dienstes die Vollendung des zweiund- 
fünfzigsten Lebensjahres." 

Artikel 2 

Änderung des Vertrauensmänner- Wahlgesetzes 

Das Vertrauensmänner- Wahlgesetz vom 26. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1052) wird wie folgt ge- 
ändert und ergänzt: 


In § 2 Abs. 1 werden hinter dem Komma nach dem 
Wort „Einheit" die Worte „eines Hauptabschnittes 
(Division) eines Schiffes" angefügt und danach ein 
Komma gesetzt. 


Artikel 3 

Ubergangsvorschrift 

§ 44 Abs. 2 und § 45 Abs. 2 Nr. 1 des Soldaten- 
gesetzes in der Fassung des Artikels 1 sind auf 
Stabsfeldwebel und Oberstabsfeldwebel, die vor In- 
krafttreten dieses Gesetzes zu einem dieser Dienst- 
grade ernannt worden sind, nur dann anzuwenden, 
wenn sie sich damit unwiderruflich einverstanden 
erklärt haben. Diese Erklärung ist innerhalb eines 
Jahres nach Inkrafttreten dieses Gesetzes gegenüber 
dem nächsten Disziplinarvorgesetzten schriftlich ab- 
zugeben. 


Artikel 4 

Schlußvorschriften 

§ 1 

Der Bundesminister der Verteidigung wird er- 
mächtigt, den Wortlaut des Soldatengesetzes unter 
Berücksichtigung der Änderungen dieses Gesetzes 
bekanntzugeben, nötigenfalls die Paragraphenfolge 
zu ändern und dabei Unstimmigkeiten des Wortlauts 
zu beseitigen. 

§ 2 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeines 

I. 

Der Entwurf eines Achten Gesetzes zur Änderung 
des Soldatengesetzes betrifft eine Angelegenheit der 
Verteidigung. Er ist nach Artikel 73 Nr. 1 und 8 GG 
Gegenstand der ausschließlichen Gesetzgebung des 
Bundes. 

II. 

Hauptanliegen des Gesetzentwurfs ist die Einführung 
einer besonderen Altersgrenze von 52 Jahren für die 
Angehörigen einer neuen Laufbahn der Offiziere des 
militärfachlichen Dienstes und für die Dienstgrade 
Stabs- und Oberstabsfeldwebel. 

Die Einführung dieser Altersgrenzen ist ein wesent- 
liches Teilstück einer einschneidenden Neuordnung 
des Soldatenlaufbahnrechts, die sich in den Grund- 
lagen wie folgt darstellt: 

1. Es soll eine neue Offizierlaufbahn eingerichtet 
werden, die neben die bestehenden Laufbahnen 
der Offiziere des Truppendienstes, des Sanitäts- 
dienstes, des Militärmusikdienstes und des mili- 
tärgeographischen Dienstes tritt und die Dienst- 
grade Leutnant, Oberleutnant und Hauptmann 
umfaßt. Sie beruht darauf, daß sich im Zuge der 
fortschreitenden Technisierung und Spezialisie- 
rung der modernen Streitkräfte auch in der 
Bundeswehr auf militärfachlichem, insbesondere 
technischem Gebiet besondere Verantwortungs- 
bereiche gebildet haben, deren Wahrnehmung 
umfangreiche Fachkenntnisse und langjährige Er- 
fahrungen voraussetzt. Die Tätigkeiten in diesen 
Bereichen entsprechen den Merkmalen der Besol- 
dungsgruppen A9 bis All. Sie werden zur Zeit 
noch von Leutnanten und Hauptleuten des Trup- 
pendienstes sowie von Stabs- und Oberstabsfeld- 
webeln ausgeübt. 

Die Wahrnehmung dieser Tätigkeiten durch den 
Truppenoffizier entspricht nicht mehr dem Be- 
rufsbild dieses Offiziers, dessen eigentliche Auf- 
gaben die Ausbildung und Truppenführung sind. 
Ihnen kann er sich nur dann voll widmen, wenn 
er von den militärfachlichen Spezialaufgaben ent- 
lastet wird. Die Zuordnung dieser Funktionen zu 
anderen Offizierlaufbahnen ist ebenfalls nicht 
möglich; sie sind auch diesen Laufbahnen wesens- 
fremd. Dieser Sachlage kann nur durch Einrich- 
tung einer neuen Offizierlaufbahn Rechnung ge- 
tragen werden. 

In diese Laufbahn gehört auch ein Teil der von 
den Stabs- und Oberstabsfeldwebeln wahrgenom- 
menen militärfachlichen Dienstposten. Es handelt 
sich um Dienststellungen, die wegen der beson- 
deren Anforderungen an die fachliche Eignung, 
Verantwortung und Selbständigkeit des Inhabers 


nicht mehr dem Bereich der Unteroffiziere, son- 
dern dem der Offiziere zuzuordnen sind. 

Die neue Laufbahn soll nach folgenden Grund- 
sätzen geordnet werden: 

Eingangsvoraussetzungen sind die mittlere 
Reife oder ein entsprechender Bildungsstand 
als Vorbildung und der Dienstgrad Feldwebel. 
Erforderlich sind außerdem eine mindestens 
dreijährige Ausbildungszeit und eine Offizier- 
prüfung. Soldaten, die die mittlere Reife nicht 
besitzen, können während des Dienstes bis zu 
diesem Bildungsstand gefördert werden. 

2. Die für eine Übernahme in die neue Offizierlauf- 
bahn nicht in Betracht kommenden Dienstposten 
der Stabs- und Oberstabsfeldwebel verbleiben in 
den Besoldungsgruppen A9 und A 10 im Unter- 
offizierbereich. Diese Spitzendienstgrade der 
Unteroffiziere sollen zu einer besonderen Dienst- 
gradgruppe zusammengefaßt werden und Vor- 
gesetztenbefugnisse gegenüber allen übrigen 
Unteroffizieren und den Mannschaften erhalten. 

Im Zuge dieser laufbahnrechtlichen Neuordnung, die 
durch Rechtsverordnungen und Verwaltungsbestim- 
mungen verwirklicht werden kann, soll auch eine 
besondere Altersgrenze für die Fachoffiziere und für 
die in der Unteroffizierlaufbahn verbleibenden Stabs- 
und Oberstabsfeldwebel eingeführt werden, für die 
es einer Änderung des Soldatengesetzes bedarf. 

Die Einführung einer besonderen Altersgreiize findet 
ihre Begründung darin, daß die Fachoffiziere ihre 
Funktionen überwiegend in mobilen Einheiten und 
Verbänden ausüben. Sie unterliegen damit erhöhten 
Anforderungen an die körperliche Leistungsfähig- 
keit. Für die Truppenoffiziere, von denen die Offi- 
ziere des militärfachlichen Dienstes einen Teil ihrer 
Funktionen übernehmen, besteht bereits die beson- 
dere Altersgrenze von 52 Jahren. Die gleichen 
Erwägungen bezüglich der Anforderungen an die 
körperliche Leistungsfähigkeit gelten auch für die 
Stabs- und Oberstabsfeldwebel. 

Der Gesetzentwurf stellt hinsichtlich der Alters- 
grenze im Ergebnis die Offiziere des militärfach- 
lichen Dienstes den Truppenoffizieren und die Stabs- 
und Oberstabsfeldwebel den übrigen Berufsunter- 
offizieren gleich. Diese Regelung schließt es nicht 
aus, Fachoffiziere sowie Stabs- und Oberstabsfeld- 
webel über die besondere Altersgrenze von 52 Jah- 
ren hinaus weiter zu verwenden. Unter den gegebe- 
nen Umständen werden diese Soldaten im allgemei- 
nen in absehbarer Zeit weiterbeschäftigt werden. 

III. 

Im übrigen sollen bei Gelegenheit dieser Gesetzes- 
änderung weitere notwendige Änderungen des Sol- 
datengesetzes und des Vertrauensmännerwahlgeset- 
zes berücksichtigt werden. 
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B, Zu den einzelnen Vorschriften 

Artikel 1 (Soldatengesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 35) 

Der neue Absatz 5 übernimmt die für Bundes- und 
Landesbeamte geltende Regelung des § 95 a des 
Personalvertretungsgesetzes (in der Fassung vom 
13. Januar 1965 — Bundesgesetzbl. I S. 1) künftig 
auch für Soldaten. 

Zu Nummer 2 (§ 45 Abs. 2) 

In Absatz 2 wird für die in der Unteroffizierlaufbahn 
verbleibenden Stabs- und Oberstabsfeldwebel und 
für die Offiziere des militärfachlichen Dienstes die 
Vollendung des 52. Lebensjahres als besondere 
Altersgrenze bestimmt. Auf die allgemeinen Aus- 
führungen unter Abschnitt A II wird Bezug genom- 
men. 


Artikel 2 (Vertrauensmännerwahlgesetz) 

§ 2 regelt die Wahl des Vertrauensmannes an Bord 
von Schiffen neu. Bereits für den Hauptabschnitt 
(Division) eines Schiffes soll je ein Vertrauensmann 
für Unteroffiziere und Mannschaften gewählt wer- 
den. Die Erfahrung hat gezeigt, daß der Gesamt- 
bereich eines Schiffes für einen Vertrauensmann zu 
groß ist. Diesem ist es angesichts der Besatzungs- 
stärke, der Raumeinteilung an Bord und bei dem 
unterschiedlichen Dienst in den einzelnen Haupt- 
abschnitten nicht möglich, die ihm anvertrauten Sol- 
daten und ihre unterschiedlichen Aufgabenbereiche 
so kennenzulernen, daß er zur verantwortungsvollen 
Zusammenarbeit zwischen Vorgesetzten und Unter- 
gebenen wirksam beitragen kann. 


Artikel 3 (Übergangsvorschrift) 

Die Vorschrift enthält eine Ubergangsregelung für 
Stabs- und Oberstabsfeldwebel, für die bisher die 
Vollendung des 60. Lebensjahres als Altersgrenze 
galt. Sie erhalten die Möglichkeit zu wählen, ob für 
sie wie bisher die allgemeine Altersgrenze oder die 
durch dieses Gesetz eingeführte besondere Alters- 
grenze von 52 Jahren gelten soll. Aus Gründen der 
Rechtssicherheit muß sich der Soldat hierzu schrift- 
lich und unwiderruflich erklären. Im Interesse der 
Personalplanung ist die Erklärung an eine Aus- 
schlußfrist von einem Jahr nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes geknüpft. Die Soldaten werden rechtzeitig 
über ihre Wahlmöglichkeit unterrichtet. 


Artikel 4 (Schlußvorschriften) 


Zu § 1 

Durch diese Bestimmung wird der Bundesminister 
der Verteidigung ermächtigt, das Soldatengesetz in 
einer Neufassung bekanntzugeben. 


Zu § 2 

Diese Bestimmung regelt das Inkrafttreten des Ge- 
setzes. 


Kostendarstellung 

1 . 

Die Mehrkosten dieses Gesetzes ergeben sich aus 
den erhöhten Versorgungslasten, die durch die Ein- 
führung der besonderen Altersgrenze von 52 Jahren 
für die Offiziere des militärfachlichen Dienstes und 
die Stabs- und Oberstabsfeldwebel verursacht wer- 
den. Hierbei bleiben die Versorgungslasten für die 
Fachoffiziere außer Ansatz, die ihre Funktionen von 
den Offizieren des Truppendienstes in den Besol- 
dungsgruppen A 9 bis A 11 übernehmen. Diese 
Truppenoffiziere unterlagen bisher schon der beson- 
deren Altersgrenze von 52 Jahren; für sie waren 
bereits entsprechende Versorgungslasten veran- 
anschlagt, 

Berechnungsgrundlage für die Mehrkosten ist die 
Zahl der Dienstposten, die derzeit ausschließlich den 
Stabs- und Oberstabsfeldwebeln zur Verfügung 
stehen. Für diese Soldaten war bisher die Voll- 
endung des 60. Lebensjahres als allgemeine Alters- 
grenze bestimmt. Die Dienstposten dieser Soldaten 
werden künftig teils von Fachoffizieren, teils von 
Stabs- und Oberstabsfeldwebeln besetzt. Ihre Zahl 
beträgt 6600. Es ist zugrunde gelegt, daß bei Voll- 
besetzung dieser Funktionen jährlich 250 Oberleut- 
nante und Oberstabsfeldwebel mit überschreiten 
des 52. Lebensjahres ausscheiden müßten. 

Bei der Berechnng der Mehrkosten ist von einem 
Ruhegehalt von 75 v. H. aus dem Einkommen eines 
verheirateten Berufssoldaten im Dienstgrad Ober- 
leutnant mit einem Kind in der Endstufe seiner 
Besoldungsgruppe ausgegangen worden. 


Einzelberechnung 


Oberleutnant (A 10) 

Grundgehalt monatlich 
Ortszuschlag A monatlich 
ruhegehaltfähige Dienstbezüge 
Davon Ruhegehalt 75 v. H. 
Kinderzuschlag 
Ruhegehalt insgesamt 
Jahresbetrag (X 12) : 

Jährlicher Gesamtaufwand 
(X 250) : 


1 266,70 DM 
240,— DM 
1 506,70 DM 
1 130,03 DM 
50,— DM 
1 180,03 DM 
14 160,— DM 

3 540 000,— DM 


Bei der Annahme, daß sämtliche (jährlich 250) Ober- 
leutnante und Oberstabsfeldwebel mit Erreichen des 
52. Lebensjahres in den Ruhestand treten, würden 
die Mehrbelastungen des Bundes bis zum 8. Jahre 
nach Inkrafttreten dieses Gesetzes ansteigen, und 
zwar bis zu einem Höchstbetrag von rd. 28 Millio- 
nen DM jährlich und danach in dieser Höhe gleich- 
bleiben. In den ersten fünf Jahren würden die jähr- 
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lieh steigenden Mehrbelastungen des Bundes rd. 
53 Millionen DM betragen. Schon die Notwendig- 
keit, die vorhandenen Fehlstellen zu besetzen, ver- 
bietet es aber, die Altersgrenze für die Fachoffiziere 
sowie für die Stabs- und Oberstabsfeldwebel auszu- 
schöpfen. In den nächsten 10 bis 15 Jahren ist des- 
halb allenfalls mit einer Ausscheidensquote von 
10 v. H. zu rechnen. Damit würden in den ersten 
fünf Jahren nur rd. 5,3 Millionen DM Mehrkosten 
entstehen. 

2 . 

Im Zusammenhang mit der Einrichtung der Lauf- 
bahn der Offiziere des militärfachlichen Dienstes ent- 
stehen allerdings noch zusätzliche Mehrkosten, die 
jedoch nicht durch dieses Gesetz verursacht werden. 
Außer den Versorgungslasten durch Einführung der 


besonderen Altersgrenze müssen noch Kosten für 
die Ausbildung der Fachoffizieranwärter, den ein- 
maligen Bekleidungszuschuß und die jährliche Ab- 
nutzungsentschädigung für die Offiziere des militär- 
fachlichen Dienstes abzüglich der Ersparnis durch 
Fortfall der Kosten für die Erhaltung und den Ersatz 
der Dienstbekleidung in Ansatz gebracht werden. 
Sie betragen in den ersten fünf Jahren rd. 8 Millio- 
nen DM. 

3. 

Diese durch das Gesetz oder im Zusammenhang mit 
dem Gesetz entstehenden Mehrkosten werden aus 
den im Entwurf des Bundeshaushaltsplanes 1969 und 
aus den in der mehrjährigen Finanzplanung des 
Bundes bis 1972 für den Einzelplan 14 vorgesehenen 
Mitteln gedeckt werden. 
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Anlage 2 


Abschrift 

Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 15. November 1968 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 21. Oktober 1968 — II/3 — 37202 — 
4126/68 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 330. Sitzung am 15. November 1968 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, gegen den 

Entwurf eines Achten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatengesetzes 

keine Einwendungen zu erheben. 

Dr. Weichmann 
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